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Antrag 
der FDP-Fraktion 

Einführung eines Hochschulfreiheitsgesetzes in Brandenburg

Der Landtag möge beschließen:

Die  Landesregierung  wird  aufgefordert,  ein  Hochschulfreiheitsgesetz  orientiert  an 
den folgenden Eckpunkten zu erarbeiten und vorzulegen.

Zur  Wettbewerbs-  und  Innovationsfähigkeit  gehört,  dass  die  brandenburgischen 
Hochschulen von hemmenden Regularien und überflüssigen Vorschriften befreit und 
hinreichend finanziert werden. 

1.) Die Universitäten und Fachhochschulen sollen ihren Doppelcharakter als Körper-
schaften und zugleich staatliche Einrichtungen verlieren und als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts verselbständigt werden. Damit verbunden sollen sie über 
eigenes Personal verfügen können. Die Hochschulen werden aus dem staatli-
chen  Weisungsrecht  herausgelöst  und  erhalten  weit  reichende  Kompetenzen. 
Das Land Brandenburg führt die Rechtsaufsicht durch. 

2.) Desweiteren wird den Hochschulen die Verantwortung für Finanz-, Personal- und 
Organisationsentscheidungen  übertragen.  Dabei  sollte  hinterfragt  werden,  ob 
Hochschullehrer ins Beamtenverhältnis berufen werden. 

3.)  Die Leitungsstrukturen der Hochschulen sollen verbessert werden. Verselbstän-
digte, autonome Hochschulen verlangen eine entsprechende Handlungsfähigkeit, 
die  sich  in  ihren  Leitungsstrukturen  widerspiegeln  muss.  Zudem  können  nur 
handlungsfähige Hochschulen ihrer gestiegenen Verantwortung gerecht werden. 
Das partizipative Engagement der Selbstverwaltung, welches sich vor allem in 
der Binnenstruktur der Hochschulen findet, bleibt dabei gewahrt.
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4.) Zudem wird den Hochschulen eine Reihe von Wahlmöglichkeiten eingeräumt, 
wie sie jeweils ihre eigene Hochschulverfassung ausgestalten möchten. 

5.) Die bislang ministerielle Detailsteuerung soll durch eine ergebnisorientierte Steu-
erung und durch eine  größere  Eigenverantwortung der  Hochschulen abgelöst 
werden. Damit verbunden ist die Abschaffung der Fachaufsicht in dem verfas-
sungsrechtlich zulässigen Umfang. 

Begründung: 

Wissenschaft und Forschung schreiten in hohem Tempo voran und stehen in einem 
immer stärkeren Wettbewerb. Die Entwicklungszyklen in der Forschung werden im-
mer kürzer.  Zudem erfordert  exzellente Forschung einen steigenden Mitteleinsatz. 
Damit  sich die brandenburgischen Hochschulen in diesem Umfeld erfolgreich be-
haupten und ihre Wettbewerbsfähigkeit steigern können, müssen die Rahmenbedin-
gungen deutlich verbessert werden.  

Hans-Peter Goetz 
für die FDP-Fraktion


